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SpezielleFixerräumebleiben
verboten. Es sei ganz einfach nicht
möglich, eine Notschlafstelle zu
fuhren,indernichtgefixtwerde,habe
sie ihren Stadtratskollegen erklärt,

sagte die Zürcher Sozial-
amtsvorsteherin Emilie Lieberherr

gegenüber dem 'Tages-Anzeiger".
Diese Ansicht habe "die volle Un-
terstützungdesStadtrates"gefunden.
Nicht toleriert werde aber nach wie

vor das Einrichten von speziellen
Fixerräumen inden Institutionen, da
dies dem Willen des Stadtzürcher
Stimmvolks widersprechen würde,
das sich am 2. Dezember gegen die

Schaffung von Fixeriäumen
ausgesprochen hatte. Eine Notschlafstelle,

in der Drogen gespritzt werden,
sei noch lange kein Fixerraum,
differenzierte Emilie Lieberherr. Damit

stimme man auch weitgehend
mit der Zürcher Staatsanwaltschaft

überein. Im vergangenen November

hatte die Stadträtin den 'Tagesraum

für Obdachlose" ('Taro")
geschlossen, weil dort das
Konsumieren von Heroin von den

Mitarbeitern geduldet worden war.
Die Wiedereröffnung verzögerte
sich dann, weil sich die Mitglieder
des Betreuerteams nicht in derLage
sahen, das strikte Drogenverbot des

Stadtrates zu garantieren. Anfang
Januar wurde weiter bekannt, dass

es in Zürich verschiedene private
AnlaufstellenfürDrogenabhängige

gibt, in denen Fixerräume toleriert
werden. Die Bezirksanwaltschaft
Zürich ist darauf von der
Staatsanwaltschaft ersucht worden, durch

polizeiliche Kontrollen diesen
Misshrauchzukünfügzuverhindem.
sda/Landbote 14.1.1991

BaslerGassenzimmerim Sommer
bezugsbereit? Das seit zwei Jahren

geplante Gassenzimmer für
Drogenabhängige in Basel kann nun
voraussichtlich im Lauf des

kommenden Sommers eröffnet werden,
teilte das Justizdepartement Basel-

Stadt am Montag mit. Denn das

Bundesgerichtistam 13.Februarauf

eine staatsrechtliche Beschwerde

nicht eingetreten, die ein Rekurrent

dagegenerhobenhatte,dassder
Vorsitzende Richter des Verwaltungsgerichts

Basel-Stadt einem Baurekurs

die aufschiebende Wirkung
verweigert hatte. Dieser Baurekurs

muss materiell noch vom
Verwaltungsgericht behandelt werden, er
kann aber die Vorbereitungen nicht
mehr verhindern. BaZ 26.2.91

"Fixerstüblis" werden klar
abgelehnt. Die Westschweizer Kantone

wollen in der Drogenbekämpfung

am "harten Kurs" festhalten.

Liberale Ideen undExperimenteaus

Städtenderdeutschen Schweiz werden

in der Romandie mehrheitlich

abgelehnt. Einig sind sich die
Westschweizer Stände vor allem in der
klaren Ablehnung von "Fixerstüblis"

fürOpiatabhängige. Repression
einerseits, gezielte Hüfe an
Entzugswillige andrerseits, lautet die
Devise. sda/Volksrecht 27.12.1990

Für Fixerraum. Das Stadtparlament

von Winterthur hat die Idee
eines Fixerraums trotz dem Nein in
der Stadt Zürich noch nicht aufgeben:

Mit 25:22 Stimmen hat es eine

entsprechende Motion an den Stadtrat

überwiesen. Dieser muss nun in
anderthalb Jahren Bericht und Antrag

unterbreiten.

TA 15.1.1991

Mehr Notschlafplätze für
Drogenabhängige in Horgen,
Thalwil und Adliswil. Im Bezirk

Horgen hat sich das Angebot an

Notschlafstellen für obdachlose

Drogenabhängige imVergleichzum

vergangenenJahrvergrössert Nicht
nur in Horgen und in Adliswil, wo
Einrichtungen dieser Art bereits im
letzten Winter bestanden haben,
sondernneununauch inThalwil
finden Hilfesuchende in den
kommenden Monaten eine Unterkunft
fürdieNachtNZZ 26.11.1990

Neues Konzept für die
Drogenberatung. Der frühere Ausserrho-
der Drogenberater musste wegen
eines zeitweisen ' 'Finanzlochs" von
23'500Franken sein Amt aufgeben.
Dies gab gestern die Ausserrhoder

Regierung bekannt Zudem kündigt
sie ein neues Drogenberatungskonzept

an. Robert Zeller, der die

Beratungsstelleaufgebauthatte,war
im Sommer dieses Jahres "spurlos
verschwunden", ohne dass die

Regierung über seinen Abgang etwas
verlauten liess. Der Herisauer
Kantonsrat und ArztHansueli Schläpfer
verlangte daraufhin nähere
Auskunft. Der neue Sanitätsdirektor
Ernst Grafhabe schon bald nach der
ÜbernahmeseinesAmtesEndeApril
1990 festgestellt, dass die Aufsicht

über die Drogenberatung zu
wünschen übrig liess, schreibt die

Regierung in ihrerAntwort. Daraufhin
sei eine Betriebskommission eingesetzt

worden, die zurzeit auch ein

neues Konzept für die Drogenberatung

ausarbeite.

StGaller Tagblatt 23.11.1990

Deutsche Auszeichnung für
Zürcher Interventions-Pilotpro-
jektDas Interventions-Püotprojekt

gegenAids fürdie Drogensüchtigen
auf dem Zürcher Platzspitz hat von
der Heinrich-Heine-Universität in
Düsseldorf den Heinz-Ansmann-
Preis für Aids-Forschung erhalten,

der mit 25 000 Mark (gut 21 000

Franken) dotiert ist.

WiederPressedienstderUniversität
Zürich gestern mitteilte, wurde der

Preis für das "richtungsweisende,
gassennahe Programm der Prävention,

die medizinische Hilfe für
Drogenabhängige und die daraus

hervorgegangenen wissenschaftlichen

Erkenntnisse" verliehen. Man
hoffe, dass das Projekt auch eine

signalgebende Wiikung für Deutschland

haben werde, heisst es in der

Laudatio.

ap/sda/LNN 30.11.1990

Luzern soll Abgabe von Drogen

wagen. IneinemPostulatfordern 18

Grossstadträtinnenund-stadträteden

Stadtrat auf, "einen Versuch mit
kontrollierterAbgabeharterDrogen
zuwageri'.DieParlamentarierinnen
undParlamentarierversprechensich

von der kontrollierten Abgabe vor
allem, dass sich der Stress der

Drogenkranken reduzieren lässt.

Der von den beiden
Sozialdemokratinnen Verena Küttel und

Margaretha Reichlin lancierte Vor-
stosswurdevonVertretern aller
Parteien unterzeichnet Begründet wird
das Postulat damit, dass die

Verelendung der Süchtigen und die Be-

schaffungskriminalität zugenommen

hätten und sich die Polizei nur
mit Bagatellfällen beschäftigen
könne. Der Versuch, kontrolliert
"harte" Drogen abzugeben, müsse

von Fachleuten begleitet und

ausgewertet werden.

Mit dem Versuch soll erreicht werden,

dass die Drogenabhängigen
nicht mehrunter dem Druck stehen,

täglich mehrere hundert Franken
durch' 'Drogenhandel,Diebstahlund

Prostitution" für ihren Stoff auftreiben

zu müssen. Dies würde es ihnen

ermöglichen,einergeregeltenArbeit

nachzugehen. DieUnterzeichnerin-

nen und Unterzeichner meinen
ausserdem,dassdieDrogenkranken

regelmässig betreut würden und
damit die Chance aufeinen längerfristigen

Ausstieg steige.

LNN 11.12.1990

GrosseMehrheitfiirStraflosigkeit
des Drogenkonsums. Zürich.- Die

grosse Mehrheit der Kantone,
Parteien und Verbände spricht sich für
die Straflosigkeit des Drogenkonsums

aus und will eine Revision des

Betäubungsmittelgesetzes. Dies hat

die Vernehmlassung zum Drogenbericht

des Bundes ergeben. Dennoch

ist BundesratFlavio Cotti
vorläufig gegen diese Liberalisierung
der Drogenpolitik, wie der
"Sonntags-Blick" berichtet
15KantonederDeutschschweizsind

dafür, dass der Gebrauch aller Dro-
gennichtmehrstrafrechtlichverfolgt
werden soll. Zwei Kantone, Schaffhausen

undZürich, wollendie
Straffreiheit aufdenKonsumvonCanna-

bisprodukten (Haschisch und
Marihuana) einschränken. Gegen
eine entsprechende Revision sind
schliesslich neun Kantone, unter
ihnen die gesammte Romandie, das

TessinundAppenzell-Ausserhoden.
Auch bei den politischen Parteien

spricht sich eine Mehrheitvon FDP,
SPS, LDU, GPS und GBS für die

Straffreiheit des Drogenkonsums
aus, während CV, SVP, EVP und
LPS dagegen sind.

SDA/TA 20.12.1991

Vergleiche dazu Seite 4 in diesem

Heft.

Gegen eine Legalisierung des

Drogenkonsums. Der illegale
Rauschgiftmarkt und die
internationalen Drogenkartelle hängen laut
demJahresbericht 1990der
Internationalen Drogenkontrollbehörde
(INCB) in Wien trotz Fortschritten
in der Bekämpfung des Drogen-
missbrauchs und Drogenhandels
weiterhinwieeinDamoklesschwert
über der Menschheit Unter jungen
Leuten scheint die Attraktivität der

Drogenszene jedoch nachzulassen.

Zwei erfreuliche Hinweise des

Berichts zum Schluss: Das
Durchschnittsalter derKokainabhängigen
in Europa steige sowie dasjenige
aller Drogenabhängigen in Skandinavien.

Für Skandinavien gebe es

Untersuchungen, laut denen das
Interesse der jungen Leute an Drogen

abnehme. In Schweden sei die
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Zahl von Rekruten und Schulkindern,

diemitDrogen experimentierten,

seit Anfang der siebziger Jahre

um die Hälfte zurückgegangen.
Entwöhnungskuren seien gefragt
Das SpritzenvonDrogen nehme ab.

DänemarkundSchwedenzähltenzu

denwenigeneuropäischenLändern,
in denen in den letzten Jahren auch

die Zahl derDrogentoten zurückgegangen

sei. InFinnlandgebees

Drogentote nur ab und zu.
NZZ 11.1.1991

Drogen-Petition der "Schweizerzeit".

Die von rechtskonservativen

Zeitung "Schweizerzeit" im Herbst
1990lancierte Petition "Schluss mit
der Tolerierung von illegalen
Drogenszenen" trägt 16T63
Unterschriften. Dies gab Initiant und
"Schweizerzeif'-Herausgeber
Ulrich Schüler bekannt. Die
Unterschriften seien je zur Hälfte den
Staatskanzleien der Kantone Bern
und Zürich übergeben worden,
schreibt Schüler in einem Presse-

communiqué.
Die Petitionäre verlangen von den
Behörden eine Drogenpolitik mit
demeinzigenZiel,"Drogensüchtige
dem Entzug zuzuführen". Sie wehren

sich auch gegen lebens-
erleichtemde Hilfe der öffentlichen

HandanDrogenabhängige,wennsie

nicht den Drogenentzug beschleunigen.

Die Unterzeichnerr erachten

es als Pflicht der Behörden aller
Stufen, das Entstehen rechtsfreier
Räume von vorneherein zu
unterbinden.

SDA/TA 25.1.1991

Drogen-Überwachungssystem?
Europarats-Studie will Einheitsdaten

aus 13 Drogen-Städten.
Zürich will, zusammen mit 12

weiteren Städten in Ländern des

Europarats, eine vollständige,
anonymisierte Datensammlung über

erstmalige "Klientinnen" von
Hilfsinstitutionen in der Drogenszene
anlegen. Damit soll eine spätere

Dauererfassung der Drogenabhängigen

' 'zentralem Informations- und

Dokumentationssystem" getestet
werden. Massiver Widerstand und
die geringe Zahl an Zusagen könnten

die Pilotstudie in Zürich zu Fall

bringen. Volksrecht 23.11.1990

NiederlandesindHaupteinfallstor
für europäischen Markt Die Nie-

derlande dienen der kolumbianischen

Rauschgiftmafia als

Haupteinfallstor für den eu-
ropäischenMaikt EineRekordemte
der Coca-Pflanze in Lateinamerika

undeingesättigterMarktindenUSA
haben die Drogenhändler im

vergangenen Jahrnach neuen Märkten
Ausschau halten lassen.

Die 4,3 Tonnen seien die grösste

MengeKokain, die im vergangenen
Jahr in einem europäischen Land

gefunden wurde, sagt Ernst Moek-
sis, Sprecherdes NationalenErmitt-
lungsbüros der Polizei (CRI).
Dennoch hätten die Erfolge der Polizei
kaum Wirkungen. Die Preise für
Kokain aufdem Schwarzmarkt seien

auch den grössten Beschlagnahmeaktionen

stabil geblieben.

Eddy Engelsman, Vorsitzender des

Regierungsausschusses fürAlkohol
und Drogenpolitik, glaubt, dass die
Polizei nur einen äusserst geringen
Teil des geschmuggelten Kokains

beschlagnahmen könne. Es liege
wahrscheinlich nicht höher als 5 bis
10Prozent Hauptverantwortlich ist

nachEinschätzungdesCRIdasCali-
Kartell mit Sitz in der gleichnamigen

Stadt im Südwesten Kolumbiens.

Das CRI spricht von einem
durchorganisierten multinationalen
Unternehmen. Im Gegensatz zum Me-
dellin-KartellsuchedasCali-Kartell
den Rat von Rechtsberatern und

Marketing-Spezialisten. Es kaufe

unverdächtigeNiederländischeUn-
temehmen,ummitilirerHilfeKokain
in grossem Stil, getarnt als Kaffeeoder

Früchtesendungen, ins Land

schmuggeln zu können. LNN
15.1.1991

Doch nicht ganz kulturfremd
scheintMarihuanazusein: Nachden

OpiatrezeptorenimGehirnsindnun
vonForschemauch Ankerplätze für
den Wirkstoff Tetrahydrocannabinol

entdeckt worden, dem
legendärominösen THC, dessentwülen
Haschisch vorwiegend konsumiert
wird. TA 11.9.1990

Gesundheitswesen erstellt wurde.

Damit ein Arzt einem Süchtigen
Kokain verabreichen kann, ist jedoch

eine Bewilligung der jeweiligen
kantonalenGesundheitsbehörde
erforderlich. Laut Informationschef
Jean-BernardRamelethatabernoch

keineinzigerKantondiekontrollier-
te Abgabe dieser harten Droge
erlaubt

Die Abgabe von Heroin zu
Therapiezwecken ist gemäss dem
Gutachten lediglich im Rahmen eines

zeitlich beschränkten Versuchs
"denkbar". Der Informationschef
erklärte, das Bundesamt werde
wahrscheinlich einen solchen Versuch

vornehmen, um Erfahrungen
zu sammeln. Insbesondere die Basler

Regierung hatte sich dafür
starkgemacht.

SDA/TA 17.10.1990

Drogenboss verhaftet. Einer der

wichtigsten Verbindungsmänner
der kolumbianischen Drogenmafia

in Spanien, der Galicier José

Ramon Prado Bugallo (34), ist
verhaftet worden. Wie ein Sprecher

der Polizei am Dienstag vor
der Presse sagte, wurde Bugallo,
alias "Sito Minanco", am vergangenen

Samstag in einer Villa in
einem Vorort von Madrid gefasst.
TA23.1.1991

Drogenboss stellt sich. Eines der

meistgesuchten Mitglieder des

berüchtigten Drogenkartells von Me-
dellin, JorgeLuis Ochoa, hatsich am

Dienstag unerwartet den kolumbianischen

Behörden gestellt Ochoa,

derinderHierarchiederRauschgift-
mafia an zweiter Position rangiert,
wurde in eine Haftanstalt in einem

Vorort von Medellin gesperrt.

ap/LNN 24.1.1991

Otto Mosimann, Präsident der

Stiftung Contact, betonte, dass sich seine

Institution Mühe gebe, allen
"Junkies" (Fixem) zu helfen. Nach
seinen Angaben ist das Drogenproblem

einhochkomplexes Gebilde.

ImmerwennContact, diePolizei
oder sonst jemand etwas in der

Drogenszene unternehme, bewirke

man auch an einem anderen Ort et-
was.EineContact-Mitarbeiterin
berichtete, dass Dealer vor der Polizei
indenFixerrauman derNägeligasse
flüchteten. DasContact-Teammüsse
dann die Dealer wieder aus der
Anlaufstelle drängen. BZ 29.1.1991

Verletzung beim Fixen kein Unfall.

EinDrogenkonsument,dersich
mehr oder weniger regelmässig
Heroinunter die Zunge spritzt, kann
sichnichtandie Unfallversicherung
halten, wenn der Schuss zu einem
Zwischenfall mit schweren Folgen
führt. Laut einem Urteü des

Eidgenössischen Versicherungsgerichtes
(EVG) istdieHeroininjektion in
solchen Fällen kein gewöhnlicher
äusserer Faktor, weshalb auch kein
Unfall im Rechtssinn vorliegt
NZZ3.12.1990

Kokain-Abgabe für Therapie
zulässig. Bern.- Die Abgabe von
Kokain an Drogensüchtige ist - analog
derErsatzdrogeMethadon - zu
therapeutischen Zwecken und unter
ärztlicher Aufsicht rechüich
zulässig,diesgütabernichtfürHeroin.Zu
diesem Schluss gelangtein Gutachten

des Bundesamtes für Justiz, das

im Auftrag des Bundesamtes für

"Wut aufStaat und Justiz" Berns

Drogenpolitikbleibtumstritten: Dies

zeigte das zweite Drogen-Forum in
derDreifaltigkeitskirche, wo am
offenen Mikrofon auch Eltern von
Heroinabhängigen sprachen.

Seit dem ersten Forum Anfang
Dezember letzten Jahres seien gute
Hilfsaktionen durchgeführt worden

sagteFranzKuhn,PfarrerinderBer-

ner Kirchgemeinde Dreifaltigkeit.
Müttervondrogenabhängigen Kin-
dernzeigtensichenttäuscht,dassdie
BehördensieinderschwierigenLage
nicht besser unterstützten.

Scientologen gründen Anti-Dro-
gen-Verein. In Neuenkirch ist ein

neuer Verein "Sag nein zu Drogen"
gegründet worden. Der Verein wird
bei seinerArbeit durch die Scientol-

ogy-Kirche unterstützt, sei jedoch
finanziell und personell völlig
eigenständig, wie er in einer Mitteilung

schreibt Der Verein will vor
allem Präventionsarbeit leisten und
das Bewusstsein über die Schäden

von Drogen-, Alkohol- und
Medikamentenmissbrauch fordern. Erste
Präsidentin ist MonikaBiirkli,
Neuenkirch.

Mitglieder der "Scientology-
1

Church" haben ihre landesweite
Kampagne "Sag nein zu Drogen"
jetzt durch eine Vereinsgründung
untermauert In publikumswirksamen

Veranstaltungen und gezielten
Aktionen in Schulen und Jugendtreffs

sollen vor allem junge Leute

vor Drogenkonsum gewarnt, aber

auch Vereinsmitglieder geworben
werden. Längerfristig hoffen die

Scientologen, ihr umstrittenes Re-

habilitationsprogramm"Narconon"
in der Deutsch-Schweiz etablieren

zu können.

LNN 15.1.1991,
Volksrecht 24.1.1991
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